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Preußische Gefeßfunmlung 


Jahrgang 1920 Nr. 54. 


E (Nr. 12003.) Verfaſſung des Freiſtaats Preußen. Vom 30. November 1920. 


De preußiſche Volk hat ſich durch die verfaſſunggebende Landesverſammlung 
folgende Verfaſſung gegeben, die hiermit verkündet wird: 


Abſchnitt I. 


Der Staat. 
Artikel 1. 5 

(1) Preußen iſt eine Republik und Glied des Deutſchen Reichs. 

(2) Die nach der Reichsverfaſſung erforderliche Zuſtimmung Preußens zu 
Gebietsänderungen erfolgt durch Geſetz. 

(3) Die Landesfarben find ſchwarz⸗weiß. 

(4 Die Geſchäfts- und Verhandlungsſprache im öffentlichen Dienſte iſt die 
deutſche Sprache. 

Abſchnitt II. 


Die Staatsgewalt. 
Artikel 2. 
„Träger der Staatsgewalt iſt die Geſamtheit des Volkes. N 


Artikel 3. 8 

Das Volk äußert ſeinen Willen nach den Beſtimmungen dieſer Verfaſſung 
und der Reichsverfaſſung unmittelbar durch die Volksabſtimmung Volksbegehren, 
Volksentſcheid und Volkswahl), mittelbar durch die verfaſſungsmäßig beſtellten 
Organe. 

Artikel 4. i 

(ö) Stimmberechtigt find alle über zwanzig Jahre alten reichsdeutſchen 
Männer und Frauen, die in Preußen ihren Wohnſitz haben. 

(2) Das Stimmrecht iſt allgemein und gleich und wird geheim und un⸗ 
mittelbar ausgeübt. Der Tag der Stimmabgabe muß ein Sonntag oder ein 
allgemeiner Feiertag ſein. 

f (3) Das Nähere wird durch Geſetz beſtimmt. 
Geſetzſammlung 1920. (Nr. 12003.) 


Ausgegeben zu Berlin den 30. Dezember 1920. 8 


oa 


Artikel 5. 
Von der Ausübung des Stimmrechts iſt ausgeſchloſſen: 
1. wer entmündigt iſt oder unter vorläufiger Vormundſchaft oder wegen 
geiſtiger Gebrechen unter Pflegſchaft ſteht; 
2. wer die bürgerlichen Ehrenrechte nicht beſitzt. 


Artikel 6. 
(1) Volksbegehren können darauf gerichtet werden: 
1. die Verfaſſung zu ändern; 
2. Geſetze zu erlaſſen, zu ändern oder aufzuheben; 
3. den Landtag aufzulöſen. 

(2) Volksbegehren ſind an das Staatsminiſterium zu richten und von dieſem 
unter Darlegung ſeiner Stellungnahme unverzüglich dem Landtage zu unterbreiten. 
Dem Volksbegehren muß in den Fällen zu 1 und 2 ein e Geſetz⸗ 
entwurf zugrunde liegen. Volksbegehren ſind nur rechtswirkſam im Falle 2, wenn 
ſie von einem Zwanzigſtel, in den Fällen 1 und 3, wenn ſie von einem Fünftel 
der Stimmberechtigten geſtellt werden. 

(3) Über Finanzfragen, Abgabengeſetze und Beſoldungsordnungen iſt ein 
Volksbegehren nicht zuläſſig. 

( Volksentſcheide finden auf Volksbegehren und in den ſonſt in der Ver⸗ 
faſſung vorgeſehenen Fällen ftatt; fie find nur rechtswirkſam, wenn die Mehrheit 
der Stimmberechtigten daran teilgenommen hat. 

(5) Ein Volksentſcheid findet nicht ſtatt, wenn der Landtag dem Volks⸗ 
begehren entſprochen hat. 

(6) Anträge, die Verfaſſung zu ändern oder den Landtag aufzulöſen, be 
dürfen zu ihrer Annahme der Zuſtimmung der Mehrheit der Stimmberechtigten. 
Sonſt entſcheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Die 
Abſtimmung kann nur bejahend oder verneinend ſein. 

(7) Das Verfahren bei Volksbegehren und Volksentſcheiden wird durch 
Geſetz geregelt. 
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Artikel 7. 
Das Staatsminiſterium iſt die 18 vollziehende und leitende Behörde 
des Staates. 
Artikel 8. 


(1) Die Rechtspflege wird durch unabhängige, nur den . unterwor 11 
Gerichte ausgeübt. 


e) Die Urteile werden im Namen des Volkes verkündet und vollſtreckt. 
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Abſchnitt II. 


Der Landtag. 
Artikel 9. f 

() Der Landtag beſteht aus den Abgeordneten des preußiſchen Volkes. 
Die Abgeordneten ſind Vertreter des geſamten Volkes und werden von ihm nach 
den Grundſätzen der Verhältniswahl gewählt. 

(2) Wählbar find die Stimmberechtigten, die das fünfundzwanzigſte Lebens⸗ 
jahr vollendet haben. f : 

Artikel 10. 

Die Abgeordneten ſtimmen nach ihrer freien, nur durch die Rückſicht auf 
das Volkswohl beſtimmten Überzeugung; an Aufträge und Weiſungen ſind ſie 
nicht gebunden. i 

Artikel 11. 

() Beamte, Angeftellte und Arbeiter des Staates und der Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als Abgeordnete 
keines Urlaubs. 

(2) Bewerben fie ſich um einen Sitz im Landtag, jo iſt ihnen der zur 
Vorbereitung ihrer Wahl erforderliche Urlaub zu gewähren. 

(3) Gehalt und Lohn find weiter zu zahlen. 

) Die den Religionsgeſellſchaften auf Grund des Artikel 137 der Reichs- 
verfaſſung zuſtehenden Rechte werden durch die vorſtehenden Beſtimmungen nicht 
berührt. g a 5 

Artikel 12. 8 

(1) Die Gültigkeit der Wahlen prüft ein beim Landtage gebildetes Wahl⸗ 
prüfungsgericht. Dieſes entſcheidet auch über die Frage, ob ein Abgeordneter 
die Mitgliedſchaft verloren hat. i N 

(2) Das Wahlprüfungsgericht beſteht aus Mitgliedern des Landtags, die 
dieſer für die Wahlperiode wählt, und aus Mitgliedern des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts, die das Präſidium dieſes Gerichts für dieſelbe Zeit beſtellt. 27 

(3) Das Wahlprüfungsgericht erkennt auf Grund öffentlicher mündlicher 
Verhandlungen durch drei Mitglieder des Landtags und zwei richterliche Mitglieder 

(4) Außerhalb der Verhandlungen vor dem Wahlprüfungsgerichte wird das 
Verfahren von einem der beſtellten Mitglieder des Oberverwaltungsgerichts geführt, 
das dem demnächſt erkennenden Gerichte nicht angehören darf. 

(5) Das Nähere wird durch Geſetz geregelt. i 


Artikel 13. 
Der Landtag wird auf vier Jahre gewählt. Die Neuwahl muß vor dem 
Ablaufe dieſer Zeit erfolgen. : 
87 
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Artikel 14. 

(1) Die Auflöſung des Landtags erfolgt durch eigenen Beſchluß oder durch 
den Beſchluß eines aus dem Miniſterpräſidenten und den Präſidenten des Landtags 
und des Staatsrats beſtehenden Ausſchuſſes oder durch Volksentſcheid. Der 
Volksentſcheid kann auch durch Beſchluß des Staatsrats herbeigeführt werden. 
(2) Die Auflöſung des Landtags durch eigenen Beſchluß bedarf der 
Zuſtimmung von mehr als der Hälfte der geſetzlichen Mitgliederzahl. 


i eee 
Nach Auflöſung des Landtags muß die Neuwahl binnen ſechzig Tagen 
ſtattfinden. i 5 
Antitel 16 
Die Wahlperiode des neuen Landtags beginnt, falls der alte Landtag 
aufgelöſt worden iſt, mit dem Tage der Neuwahl, im übrigen mit dem Ablaufe 
der Wahlperiode des alten Landtags. 


Artikel 17. 

(1) Der Landtag verſammelt ſich am Sitze des Staatsminiſteriums. 

e) Zur erſten Tagung nach jeder Neuwahl tritt er zuſammen am 
dreißigſten Tage nach Beginn der Wahlperiode, falls ihn nicht das Staats⸗ 
miniſterium früher beruft. i 

6) Im übrigen verſammelt fich der Landtag in jedem Jahre am zweiten 
Dienstag des November. Der Präſident des Landtags muß ihn früher berufen, 
wenn es das Staatsminiſterium oder mindeſtens ein Fünftel der Mitglieder des 
Landtags verlangt. 

() Der Landtag beſtimmt den Schluß der Tagung und den Tag des 
Wiederzuſammentritts. a N | | 
Artifel 18. 

Der Landtag wählt feinen Präſidenten, deſſen Stellvertreter und die übrigen 
Mitglieder ſeines Vorſtandes. 5 
i Artikel 19. 

Zwiſchen zwei Tagungen ſowie bis zum Zuſammentritt eines neugewählten 
Landtags führen der Präſident und die ſtellvertretenden Präſidenten der letzten 
Tagung ihre Geſchäfte fort. 

8 Artikel 20. 
Der Präſident verwaltet die geſamten wirtſchaftlichen Angelegenheiten des 


Landtags nach Maßgabe des Staatshaushaltsgeſetzes mit den Befugniſſen eines 


Staatsminiſters. Ihm ſteht die Dienſtaufſicht über ſämtliche Beamten und An⸗ 


geſtellten des Landtags, die Annahme und Entlaſſung der Lohnangeſtellten ſowie 5 


im Benehmen mit dem Vorſtande des Landtags die Ernennung und Entlaſſung 
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der planmäßigen Beamten des Landtags zu. Er vertritt den Staat in allen 
Rechtsgeſchäften und Rechtsſtreitigkeiten ſeiner Verwaltung. Er übt das Hausrecht 
und die Polizeigewalt im Landtagsgebäude aus. 


Artikel 21. 
() Der Landtag iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der geſetzlichen 
Mitgliederzahl anweſend iſt. a 
e) Für die vom Landtage vorzunehmenden Wahlen kann ſeine Geſchäfts— 
ordnung Ausnahmen zulaſſen. 


Artikel 22. 

() Der Landtag faßt ſeine Beſchlüſſe mit einfacher Stimmenmehrheit. 
(2) Ausnahmen kann das Geſetz und für Wahlen die Geſchäftsordnung vor⸗ 
ſchreiben. 

Artikel 23. 
Die Vollſitzungen des Landtags ſind öffentlich. Auf Antrag von fünfzig 
Abgeordneten kann der Landtag mit Zweidrittelmehrheit die Offentlichkeit für 
einzelne Gegenſtände der Tagesordnung ausſchließen. Uber den Antrag wird in 
geheimer Sitzung verhandelt. 


Artikel 24. 

Der Landtag und jeder. feiner Ausſchüſſe können die Anweſenheit jedes 
Miniſters verlangen. Die Miniſter und die von ihnen beſtellten Beauftragten 
haben zu den Sitzungen des Landtags und ſeiner Ausſchüſſe Zutritt. Sie können 
jederzeit, auch außerhalb der Tagesordnung, das Wort ergreifen. Sie unterſtehen 
der Ordnungsgewalt des Vorſitzenden. 8 


„Artikel 25. i 
(1) Der Landtag hat das Recht und auf Antrag von einem Fünftel der 
geſetzlichen Zahl feiner Mitglieder die Pflicht, Unterſuchungsausſchüſſe einzuſetzen. 
„Dieſe Ausſchüſſe erheben in öffentlicher Verhandlung die Beweiſe, die fie oder 
die Antragſteller für erforderlich erachten. Sie können mit Zweidrittelmehrheit 
die Offentlichkeit ausſchließen. Die Geſchäftsordnung regelt ihr Verfahren und 
beſtimmt die Zahl ihrer Mitglieder. 
. (2) Die Gerichte und Verwaltungsbehörden find verpflichtet, dem Erſuchen 
dieſer Ausſchüſſe um Beweiserhebungen nachzukommen; die Akten der Behörden 
ſind ihnen auf Verlangen vorzulegen. 
6e) Für die Beweiserhebungen der Ausſchüſſe und der von ihnen erſuchten 
Behörden gelten die Vorſchriften der Strafprozeßordnung ſinngemäß, doch bleibt 
das Brief-, Poſt⸗, Telegraphen⸗ und Fernſprechgeheimnis unberührt. 


\ 
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Artikel 26. 


Der Landtag beſtellt einen ſtändigen Ausſchuß zur Wahrung der Rechte 5 


der Volksvertretung gegenüber dem Staatsminiſterium für die Zeit außerhalb der 
Tagung und zwiſchen der Beendigung einer Wahlperiode oder der Auflöſung des 
Landtags und dem Zuſammentritte des neuen Landtags. Dieſer Ausſchuß hat 
auch die Rechte eines Unterſuchungsausſchuſſes. Seine Zuſammenſetzung wird 
durch die Geſchäftsordnung geregelt. 


Artikel 27. ’ 
Der Landtag kann an ihn gerichtete Eingaben dem Staatsminiſterium 


überweiſen und von dieſem Auskunft über eingegangene Bitten und Beſchwerden. 


verlangen. 
Artikel 28. 
4) Die Mitglieder des Landtags erhalten das Recht zur freien Fahrt auf 
allen im Bereiche der ehemals preußiſch⸗heſſiſchen Eiſenbahngemeinſchaft belegenen 


deutſchen Eiſenbahnen und eine Entſchädigung. Außerdem erhält der Präſident 


für die Dauer ſeines Amtes eine Aufwandsentſchädigung. 
e) Ein Verzicht auf dieſe Entſchädigungen iſt unſtatthaft. 
6) Das Nähere regelt das Geſetz. 


Artikel 29. . 

f (1) Der Landtag beſchließt über die Geſetze nach Maßgabe dieſer Verfaſſung; 

er genehmigt den Haushaltsplan in Einnahme und Ausgabe; er ſtellt die Grund⸗ 

ſätze für die Verwaltung der Staatsangelegenheiten auf und überwacht ihre 

Ausführung. Staatsverträge bedürfen ſeiner Genehmigung, wenn ſie ſich auf 
Gegenſtände der Geſetzgebung beziehen. 5 

(2) Der Landtag gibt ſich feine Geſchäftsordnung im Rahmen dieſer Verfaſſung. 


i Artikel 30. { 
Ein Beſchluß des Landtags, die Verfaſſung zu ändern, iſt nur gültig, 


wenn mindeſtens zwei Drittel der geſetzlichen Mitgliederzahl anweſend ſind und 


mindeſtens zwei Drittel der Anweſenden zuſtimmen. 


Abſchnitt IV. 
Der Staatsrat. 


Artikel 31. 


Zur Vertretung der Provinzen bei der Geſetzgebung und Verwaltung des 
Staates wird ein Staatsrat gebildet. 


. 


— 596 —- 


Artikel 32. 

(1) Der Staatsrat beſteht aus Vertretern der Provinzen. Als Provinzen 
gelten hierbei Oſtpreußen, Brandenburg, Stadt Berlin, Pommern, Grenzmark 
Poſen⸗Weſtpreußen, Niederſchleſien, Oberſchleſien, Sachſen, Schleswig⸗Holſtein, 
Hannover, Weſtfalen, Rheinprovinz und Heſſen⸗Naſſau. 

e) Auf je 500 000 Einwohner einer Provinz entfällt ein Vertreter, jedoch 
entſendet jede Provinz mindeſtens drei Vertreter in den Staatsrat. Ein Reſt 
von mehr als 250 000 Einwohnern wird vollen 500 000 gleich gerechnet. 

(3) Außerdem entſenden die Hohenzollernſchen Lande einen Vertreter. 

() Die Zahl der Vertreter der Provinzen wird durch das Staats⸗ 
miniſterium nach jeder allgemeinen Volkszählung und bei Veränderungen des 
Gebiets der Provinzen neu feſtgeſetzt. 


Artikel 33. 

(1) Die Mitglieder des Staatsrats und ihre Stellvertreter werden von den 
Provinziallandtagen (in Berlin von der Stadtverordnetenverſammlung, in den 
Hohenzollernſchen Landen und in der Grenzmark Poſen⸗Weſtpreußen von den 
Kommunallandtagen) gewählt. In den Hohenzollernſchen Landen wird nach den 
Grundſätzen der Mehrheitswahl, im übrigen nach den Grundſätzen der Verhältnis⸗ 
wahl gewählt. Wählbar iſt jeder Stimmberechtigte, der das fünfundzwanzigſte 
Lebensjahr vollendet und ſeinen Wohnſitz ein Jahr in der Provinz hat. 

0) Niemand darf gleichzeitig Mitglied des Landtags und des Staatsrats 
ſein. Landtagsabgeordnete ſcheiden mit Annahme der Wahl in den Staatsrat 
aus dem Landtag aus. Mitglieder des Staatsrats ſcheiden mit Annahme der 
Wahl in den Landtag aus dem Staatsrat aus. ; 

(3) Die Mitglieder des Staatsrats üben ihr Amt bis zum Eintritt ihrer 
Nachfolger aus. f 

() Die Mitglieder des Staatsrats werden unmittelbar nach der Neuwahl 
der einzelnen Provinziallandtage (Stadtverordnetenverſammlung, Kommunalland⸗ 
tage) neu gewählt. 

Artikel 34. 

Die Mitglieder des Staatsrats ſtimmen nach ihrer freien, nur durch die 
Nückſicht auf das Volkswohl beſtimmten Überzeugung, an Aufträge und Weiſungen 
ſind ſie nicht gebunden. 5 


Artikel 35. f | 
Kein Mitglied des Staatsrats darf zu irgendeiner Zeit wegen ſeiner Ab⸗ 
ſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Amtes getanen Außerungen ge- 
richtlich oder dienſtlich verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſammlung zur Ver— 
antwortung gezogen werden. c 
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f Artikel 36. 

6) Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des Staates und der Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes bedürfen zur Ausübung des Amtes als Mitglieder des 
Staatsrats keines Urlaubs. ö 

ee) Gehalt und Lohn find weiter zu zahlen. 


Artikel 37. 
Der Staatsrat wählt ſeinen Vorſitzenden und ſeine Schriftführer ſowie N 
deren Stellvertreter und regelt ſeinen Geſchäftsgang durch eine Geſchäftsordnung. 122 


Artikel 38. f 
a) Zum erſten Male wird der Staatsrat vom Staatsminiſterium einbe⸗ 
rufen. Im übrigen verſammelt er ſich auf Einladung ſeines Vorſitzenden, jo 
oft die Geſchäfte es erfordern. Der Vorſitzende hat den Staatsrat einzuberufen, 
wenn ein Fünftel ſeiner Mitglieder, die ſämtlichen Vertreter einer Provinz oder 
das Staatsminiſterium es verlangen. 5 i 
E) Der Staatsrat iſt beſchlußfähig, wenn mehr als die Hälfte der Mit⸗ 
glieder anweſend iſt. Bei Abſtimmungen entſcheidet die einfache Mehrheit der 
Abſtimmenden. : 
(3) Bei Beſchlüſſen des Staatsrats nach Artikel 14 und Artikel 42 Abſ. 1 
muß die Abſtimmung namentlich ſein. 


Akikel 39: 

() Die Vollſitzungen des Staatsrats find öffentlich. Der Staatsrat kann 
mit Zweidrittelmehrheit die Offentlichkeit für einzelne Gegenſtände der Tages⸗ 
ordnung ausſchließen. Über einen Antrag, die Offentlichkeit auszuſchließen, wird 
in geheimer Sitzung verhandelt. 5 

(2) Artikel 24 gilt entſprechend. 


Artikel 40. 
(1) Der Staatsrat iſt vom Staatsminiſterium über die Führung der Staats⸗ 
geſchäfte auf dem Laufenden zu halten. 
(2) Vor Einbringung von Geſetzesvorlagen hat das Staatsminiſterium dem 
Staatsrate Gelegenheit zur gutachtlichen Außerung zu geben. Der Staatsrat 
kann ſeine abweichende Anſicht dem Landtage ſchriftlich darlegen. 


6) Der Staatsrat iſt berechtigt, Geſetzesvorlagen durch das Staats⸗ 4 


miniſterium an den Landtag zu bringen. 

(4) Vor Erlaß von Ausführungsvorſchriften zu Reichs- und Staatsgeſetzen 
ſowie vor Erlaß allgemeiner organiſatoriſcher Anordnungen des Staatsminiſteriums 
iſt der Staatsrat oder deſſen zuſtändiger Ausſchuß zu hören. 


b Artikel 41. 55 
Die Mitglieder des Staatsrats erhalten Reiſekoſten und Aufwands⸗ 
entſchädigung nach Maßgabe des Geſetzes. Ein Verzicht hierauf iſt unſtatthaft. 
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Artikel 42. 
i () Gegen die vom Landtage beſchloſſenen Geſetze ſteht dem Staatsrate der 
Einſpruch zu. a - 

E) Der Einſpruch muß innerhalb zweier Wochen nach der Schlußabſtimmung 
im Landtage beim Staatsminiſterium eingebracht und ſpäteſtens binnen zwei 
weiteren Wochen mit Gründen verſehen ſein. 

() Im Falle des Einſpruchs wird das Geſetz dem Landtage zur noch- 
maligen Beſchlußfaſſung vorgelegt. Wenn der Landtag ſeinen früheren Beſchluß 
mit Zweidrittelmehrheit erneuert, ſo bleibt es bei ſeinem Beſchluſſe. Wird bei 
der erneuten Beſchlußfaſſung des Landtags für den früheren Beſchluß nur eine 
einfache Mehrheit erreicht, ſo iſt der Beſchluß hinfällig, falls er nicht durch 
einen vom Landtage herbeigeführten Volksentſcheid beſtätigt wird. 

( Die Zuſtimmung des Staatsrats iſt erforderlich, wenn der Landtag 
Ausgaben beſchließen will, die über den vom Staatsminiſterium vorgeſchlagenen 
oder bewilligten Betrag hinausgehen. Stimmt der Staatsrat nicht zu, ſo iſt der 
Beſchluß des Landtags nur wirkſam, ſoweit er mit dem Vorſchlag oder der Be⸗ 
willigung des Staatsminiſteriums übereinſtimmt. Ein Volksentſcheid iſt in dieſem 
Falle nicht zuläſſig. 

Artikel 43. 

Das Nähere wird durch Geſetz geregelt. 


Abſchnitt V. 
Das Staatsminiſterium. 
Artikel 44. 

Das Staatsminiſterium beſteht aus dem Miniſterpräſidenten und den 

Staatsminiſtern. | 
Artikel 45. 

Der Landtag wählt ohne Ausſprache den Miniſterpräſidenten. Der Minifter- 

präſident ernennt die übrigen Staatsminiſter. 2 
i Artikel 46. 

Der Miniſterpräſident beſtimmt die Richtlinien der Regierungspolitik und 
iſt dafür dem Landtage verantwortlich; innerhalb dieſer Richtlinien leitet jeder 
Staatsminiſter den ihm anvertrauten Geſchäftszweig ſelbſtändig und unter eigener 
Verantwortung gegenüber dem Landtage. 5 

5 Artikel 47. 

() Der Miniſterpräſident führt den Vorſitz im Staatsminiſterium und 
leitet deſſen Geſchäfte. N f i ne 
E) Das Staatsminiſterium beſchließt über die Zuſtändigkeit der einzelnen 
Staatsminiſter, ſoweit hierüber nicht geſetzliche Beſtimmungen getroffen ſind. Die 

Geſetzſammlung 1920. (Nr. 12003). 5 a ; 88 


5 


Beſchlüſſe find unverzüglich dem Landtage vorzulegen und auf fein Verlangen zu 
ändern oder außer Kraft zu ſetzen. 

(3) Meinungsverſchiedenheiten über Fragen, die den Geſchäftsbereich mehrerer 
Staatsminiſter berühren, ſind dem Staatsminiſterium zur Beratung und Beſchluß⸗ 
faffung zu unterbreiten. f 

Artikel 48. 

Die Miniſter haben Anſpruch auf Beſoldung. Über Ruhegehalt und 

Hinterbliebenenverſorgung beſtimmt ein beſonderes Geſetz. 


Artikel 49. 
Das Staatsminiſterium vertritt den Staat nach außen. 


Artikel 50. f 
Das Staatsminiſterium beſchließt über Geſetzesvorlagen, die an den Landtag 

zu bringen ſind. 
Artikel 51. 


Das Staatsminiſterium erläßt die Verordnungen zur Ausführung der 


Geſetze, ſoweit das Geſetz dieſe Aufgabe nicht einzelnen Staatsminiſtern zuweiſt. 


Artikel 52. 
Das Staatsminiſterium ernennt die unmittelbaren Staatsbeamten. 


Artikel 53. 

Das Staatsminiſterium ernennt die Mitglieder des Reichsrats, ſoweit ſie 
nicht nach Artikel 63 der Reichsverfaſſung von den Provinzialverwaltungen 
beſtellt werden. 

Artikel 54. = 

a) Das Staatsminiſterium übt namens des Volkes das Recht der Be⸗ 

gnadigung aus. 5 = 
(2) Zugunſten eines Miniſters, der wegen feiner Amtshandlungen verurteilt 
worden iſt, kann dieſes Recht nur auf Antrag des Landtags ausgeübt werden. 

6) Allgemeine Straferlaſſe und die Niederſchlagung einer beſtimmten Art 
gerichtlich anhängiger Strafſachen oder einer einzelnen gerichtlich anhängigen 
Strafſache dürfen nur auf Grund eines Geſetzes ausgeſprochen werden. 


Artikel 55. 
Wenn die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit oder die Beſeitigung 


eines ungewöhnlichen Notſtandes es dringend erfordert, känn, ſofern der Landtag 
nicht verſammelt iſt, das Staatsminiſterium in Übereinftimmung mit dem im 
Artikel 26 vorgeſehenen ſtändigen Ausſchuſſe Verordnungen, die der Verfaſſung 
nicht zuwiderlaufen, mit Geſetzeskraft erlaſſen. Dieſe Verordnungen ſind dem 


„ 


Landtage bei ſeinem nächſten Zuſammentritte zur Genehmigung vorzulegen. Wird 
die Genehmigung verſagt, ſo iſt die Verordnung durch Bekanntmachung in der 
Geſetzſammlung alsbald außer Kraft zu ſetzen. 


Artikel 56. 

Die Staatsminiſter leiſten beim Amtsantritte den Eid, daß ſie ihre Geſchäfte 
unparteiiſch, zum Wohle des Volkes und getreu der Verfaſſung und den Geſetzen 
führen wollen. i 

Artikel 57. i 

(1) Das Staatsminiſterium als ſolches und jeder einzelne Staatsminiſter 
bedürfen zu ihrer Amtsführung des Vertrauens des Volkes, das dieſes durch den 
Landtag bekundet. Der Landtag kann dem Staatsminiſterium oder einem einzelnen 
Staatsminiſter durch ausdrücklichen Beſchluß ſein Vertrauen entziehen. Der 
Beſchluß iſt nicht zuläſſig, wenn ein rechtswirkſames Volksbegehren vorliegt, den 
Landtag aufzulöſen. RE 

(2) Der Antrag auf Herbeiführung eines ſolchen Beſchluſſes muß von 
mindeſtens dreißig Abgeordneten unterzeichnet ſein. 

(3) Über den Antrag darf früheſtens am zweiten Tage nach ſeiner Be⸗ 
ſprechung abgeſtimmt werden. Er muß binnen vierzehn Tagen nach ſeiner Ein- 
bringung zur Erledigung kommen. 

(4) Über die Vertrauensfrage muß namentlich abgeſtimmt werden. 

(o) Der Beſchluß auf Entziehung des Vertrauens iſt nur wirkſam, wenn 
ihm mindeſtens die Hälfte der Abgeordneten zuſtimmt, aus denen zur Zeit der 
Abſtimmung der Landtag beſteht. i 

(6) Wird der Beſchluß gefaßt, jo müſſen die davon betroffenen Miniſter 
zurücktreten, der Miniſterpräſident jedoch nur dann, wenn er von ſeiner Befuüg⸗ 
nis, die Auflöſung des Landtags zu beantragen, keinen Gebrauch macht oder wenn 
ſein Antrag vom Ausschuß abgelehnt worden iſt. 

(7) Dieſe Beftimmungen gelten entſprechend für den Fall, daß das Staats⸗ 
miniſterium in ſeiner Geſamtheit oder ein Staatsminiſter die Vertrauensfrage ſtellt. 


i Artikel 58. a 

() Der Landtag iſt berechtigt, jeden Miniſter vor dem Staatsgerichtshof 
anzuklagen, daß er ſchuldhaft die Verfaſſung oder die Geſetze verletzt habe. Der 
Antrag auf Erhebung der Anklage muß von mindeſtens hundert Mitgliedern des 
Landtags unterzeichnet ſein und bedarf der Zuſtimmung der für Verfaſſungs⸗ 
änderungen vorgeſehenen Mehrheit. f } 

(2) Die Juſammenſetzung des Staatsgerichtshofs, das Verfahren vor ihm 
und die ihm zuſtehenden Entſcheidungen werden durch Geſetz geregelt. 


: Artikel 59. : 
() Jeder Staatsminiſter kann jederzeit von feinem‘ Amte zurücktreten. 
(2) Tritt das Staatsminiſterium in ſeiner Geſamtheit zurück, ſo führen die 
zurückgetretenen Miniſter die laufenden Geſchäfte bis zu deren Übernahme durch 
die neuen Miniſter weiter. 885 5 
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Abſchnitt VI. 
Die Geſetzgebung. 
f Artikel 60. 

Das Staatsminiſterium verkündet in der Preußiſchen Geſetzſammlung die 
verfaſſungsmäßig zuſtande gekommenen Geſetze und die vom Landtage genehmigten 
Staatsverträge. f 

. Artikel 61. 

() Ein Geſetz iſt verbindlich, wenn es verfaſſungsmäßig zuſtande gekommen 
und vom Staatsminiſterium in der vorgeſchriebenen Form verkündet worden iſt. Bei 
der Verkündung muß ausgeſprochen ſein, daß das Geſetz vom Landtag oder durch 
Volksentſcheid beſchloſſen worden iſt. Artikel 13 der Reichsverfaſſung wird hier⸗ 
durch nicht berührt. g 

(2) Wenn das Geſetz nichts anderes beſtimmt, tritt es mit dem vierzehnten 
Tage nach Ausgabe des die Verkündung enthaltenden Stückes der Geſetzſammlung 
in Kraft. f 

(3) Die Geſetze ſind binnen Monatsfriſt zu verkünden. 


Arkikel 622: 
Geſetzesvorlagen, die der Landtag abgelehnt hat, können in demſelben 
Sitzungsabſchnitte nicht wieder vorgebracht werden, es ſei denn, daß ein rechts⸗ 
wirkſames Volksbegehren vorliegt. a 


Abſchnitt VII. 
Das Finanzweſen. 
Artikel 63. 

() Der Landtag ſorgt durch Bewilligung der erforderlichen laufenden 
Mittel für die Deckung des Staatsbedarfs. 

) Alle Einnahmen und Ausgaben des Staates müſſen für jedes Rech- 
nungsjahr veranſchlagt und auf den Haushaltsplan gebracht werden. Dieſer 
wird vor Beginn des Rechnungsjahrs durch ein Geſetz feſtgeſtellt. 

6) Die Ausgaben werden in der Regel für ein Jahr bewilligt; ſie können 
in beſonderen Fällen auch für eine längere Dauer bewilligt werden. Im übrigen 
ſind im Haushaltsgeſetze Vorſchriften unzuläſſig, die über das Rechnungsjahr hinaus⸗ 
reichen oder ſich nicht auf die Einnahmen und Ausgaben des Staates oder ihre 
Verwaltung beziehen. 

Artikel 64. 

Iſt bis zum Schluſſe eines Rechnungsjahrs der Haushaltsplan für das 
folgende Jahr nicht durch Geſetz feſtgeſtellt, jo ift bis zu ſeinem Inkrafttreten 
das Staatsminiſterium ermächtigt: i 

1. alle Ausgaben zu leiſten, die nötig ſind, 

a) um geſetzlich beſtehende Einrichtungen zu erhalten und geſetzlich 
beſchloſſene Maßnahmen durchzuführen, 


ee 


b) 11 0 die rechtlich begründeten Verpflichtungen des Staates zu er⸗ 
füllen, f 

e) um Bauten, Beſchaffungen und ſonſtige Leiſtungen fortzuſetzen, für 
die durch den Haushaltsplan eines Vorjahrs bereits Beträge be- 
willigt worden ſind, ſowie um unter der gleichen Vorausſetzung 
Beihilfen zu Bauten und Beſchaffungen oder ſonſtigen Leiſtungen 
weiterzugewähren; 

2. Schatzanweiſungen bis zur Höhe eines Viertels der Endſumme des ab- 
gelaufenen Haushaltsplans für je drei Monate auszugeben, ſoweit nicht 
auf beſonderem Geſetze beruhende Einnahmen aus Steuern, Abgaben 
und ſonſtigen Quellen die Ausgaben unter 1 decken. 


Artikel 65. 

Im Wege des Kredits dürfen Geldmittel nur bei außerordentlichem Bedarf 
und in der Regel nur für Ausgaben zu werbenden Zwecken beſchafft werden. 
Eine ſolche Beſchaffung ſowie die Übernahme einer Sicherheitsleiſtung zu Laſten 
des Staates dürfen nur durch Geſetz erfolgen. f 


Se Artikel 66. 
Beſchlüſſe des Landtags, welche Mehrausgaben außerhalb des Haushalts— 
plans in ſich ſchließen oder für die Zukunft mit ſich bringen, müſſen zugleich 
beſtimmen, wie dieſe Mehrausgaben gedeckt werden. 


Artikel 67. 

() Zu Haushaltsüberſchreitungen und außerplanmäßigen Ausgaben iſt die 
nachträgliche Genehmigung des Landtags erforderlich, die im Laufe des nächſten 
Rechnungsjahrs eingeholt werden muß. 

(2) Haushaltsüberſchreitungen und außerplanmäßige Ausgaben bedürfen der 
Zuſtimmung des Finanzminiſters. Sie darf nur im Falle eines unvorhergeſehenen 
und unabweisbaren Bedürfniſſes erteilt werden. 


Artikel 68. 

Die Rechnungen über den Haushaltsplan werden von der Oberrechnungs- 
kammer geprüft und feſtgeſtellt. Die allgemeine Rechnung über den Haushalt 
jedes Jahres und eine Überſicht der Staatsſchulden werden mit den Bemerkungen 
der Oberrechnungskammer zur Entlaſtung des Finanzminiſters dem Landtage vor⸗ 
gelegt. 

Artikel 69. 8 

Das Finanzweſen der ertragswirtſchaftlichen Unternehmungen des Staates 
kann durch Geſetz abweichend von den Vorſchriften der Artikel 63 bis 68 geregelt 
werden. d 
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Abſchnitt VIII. 
Die Selbſtverwaltung. 
Artikel 70. 

Den politiſchen Gemeinden und Gemeindeverbänden wird das Recht der 
Selbſtverwaltung ihrer Angelegenheiten unter der geſetzlich geregelten Aufſicht 
des Staates gewährleiſtet. 

Artikel 71. 

(1) Der Staat gliedert ſich in Provinzen. 

(2) Die Gliederung der Provinzen in Kreiſe, Städte, Landgemeinden und 
andere Gemeindeverbände ſowie die Verfaſſung, die Rechte und Pflichten der 
Gemeindeverbände werden durch Geſetz geregelt. 


Artikel 72. 
8 (1) Die Provinzen verwalten nach Maßgabe des Geſetzes durch ihre eigenen 
Organe: 5 

a) ſelbſtändig die ihnen geſetzlich obliegenden oder freiwillig von ihnen über⸗ 

nommenen eigenen Angelegenheiten (Selbſtverwaltungsangelegenheiten); 

b) als ausführende Organe des Staates die ihnen übertragenen ſtaatlichen 
Angelegenheiten (Auftragsangelegenheiten). 

(2) Das Geſetz wird den Kreis der den Provinzen überwieſenen Selbſt⸗ 

verwaltungsangelegenheiten erweitern und ihnen Auftragsangelegenheiten übertragen. 


Artikel 73. 
Die Provinziallandtage können durch a neben der deutſchen 
Sprache zulaſſen: 


a) eine andere Unterrichtsſprache für Rena Volksteile, wobei für R 


den Schutz deutſcher Minderheiten zu ſorgen iſt; 
b) eine andere Amtsſprache in gemiſchtſprachigen Landesteilen. 


Artikel 74. 

Die Grundſätze für die Wahlen zur Volksvertretung gelten auch für die 
Wahlen zu den Provinzial⸗, Kreis⸗ und Gemeindevertretungen. Bei den Wahlen 
zu den Gemeindevertretungen kann jedoch durch Geſetz die Wahlberechtigung von 
einer beſtimmten Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde abhängig gemacht werden. 


Artikel 75. 

() Beamte, Angeſtellte und Arbeiter des Staates und der Körperſchaften 
des öffentlichen Rechtes bedürfen zur Ausübung der Tätigkeit als Mitglieder einer 
Provinzial, Kreis⸗ und Gemeindevertretung keines Urlaubs. 

e) Gehalt und Lohn ſind weiterzuzahlen. 
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Abſchnitt IX. 
Die Religionsgefellfchaften. 
Artikel 76. 

(1) Wer aus einer Religionsgemeinſchaft öffentlichen Rechtes mit bürger⸗ 
licher Wirkung austreten will, hat den Austritt bei Gericht zu erklären oder als 
Einzelerklärung in öffentlich beglaubigter Form einzureichen. Die Steuerpflicht 
des Ausgetretenen erliſcht früheſtens mit Ende des Steuerjahrs, in dem die Aus⸗ 


trittserklärung abgegeben worden iſt. 
(2) Das Nähere wird durch Geſetz beſtimmt. 


Abſchnitt X. 
Die Staatsbeamten. 
Artikel 77. a 2 
() Zu Staatsbeamten können alle Reichsangehörigen ohne Rückſicht auf 
Geſchlecht und bisherigen Beruf beſtellt werden, wenn fie die Befähigung für 
das Amt beſitzen. i 
e) Die für die einzelnen Amter erforderliche Befähigung ſchreibt das 
Geſetz vor. a 
5 Artikel 78. 2 
Jeder Staatsbeamte hat einen Eid dahin zu leiften, daß er das ihm über⸗ 
tragene Amt unparteiiſch nach beſtem Wiſſen und Können verwalten und die 
Verfaſſung gewiſſenhaft beobachten wolle. 


Artikel 79. N 
(1) Die Staatsbeamten können wider ihren Willen nur unter den geſetzlich 
vorgeſchriebenen Vorausſetzungen und Formen entlaſſen, einftweilig oder endgültig 
in den Ruheſtand oder in ein anderes Amt mit geringerem Gehalte verſetzt werden. 
e) Für ihre vermögensrechtlichen Anſprüche und für die ihrer Hinter- 
bliebenen ſteht der Rechtsweg offen. 


Artikel 80. 
Im übrigen wird das Beamtenrecht im Rahmen des Reichsrechts durch 
Geſetz geregelt. 
Abſchnitt Xl. 
Abergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
Artikel 81. 
(1) Die Verfaſſung vom 31. Januar 1850 und das Geſetz zur vorläufigen 
Ordnung der Staatsgewalt in Preußen vom 20. März 1919 ſind aufgehoben. 
(2) Im übrigen bleiben die beſtehenden Geſetze und Verordnungen in Kraft, 
ſoweit ihnen dieſe Verfaſſung nicht entgegenſteht. 
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Artikel 82. 

(1) Die Befugniſſe, die nach den früheren Geſetzen, Verordnungen und 
Verträgen dem Könige zuſtanden, gehen auf das Staatsminiſterium über. 

d 2) Die Rechte, die dem König als Träger des landesherrlichen Kirchen⸗ 
regiments zuſtanden, werden von drei durch das Staatsminiſterium zu beſtimmen⸗ 
den Miniſtern evangeliſchen Glaubens ausgeübt, ſolange nicht die evangeliſchen 
Kirchen dieſe Rechte durch ſtaatsgeſetzlich beſtätigte Kirchengeſetze auf kirchliche 
Organe übertragen haben. 

(3) Die ſonſtigen bisher vom Könige gegenüber den Religionsgeſellſchaften 
ausgeübten Rechte werden im Sinne des Artikel 137 der Reichsverfaſſung neu 
geregelt. : 

Artikel 83. 

Auf Antrag eines Beteiligten iſt ein beſtehendes Patronat aufzuheben, ſo⸗ 
bald die vermögensrechtlichen Verpflichtungen abgelöſt ſind. Das Geſetz regelt 
das Verfahren und ſtellt die Grundfäre für die Ablöſung auf. 


Artikel 84. 
Die beſtehenden Steuern und Abgaben werden bis zu ihrer Anderung oder 
Aufhebung forterhoben. : 


Artikel 85. a 

Bis zum Juſammentritte des erſten Landtags gilt die Landesverſammlung 
als Landtag. N | 
Artikel 86. 

Bis nach Durchführung der im Artikel 72 vorgeſehenen Geſetzgebung ſind 
die Oberpräſidenten, die Regierungspräſidenten und die Vorſitzenden des Provinzial⸗ 
Schulkollegiums und des Landeskulturamts im Einvernehmen mit dem Provinzial⸗ 
ausſchuſſe zu ernennen. a f 

8 Artikel 87. 5 \ 
Verfaſſungsſtreitigkeiten werden vom Staatsgerichtshof entſchieden. 


a Artikel 88. ; 

Die Verfaſſung tritt mit dem Tage ihrer Verkündung in Kraft, mit Aus⸗ 
nahme der Artikel 31 bis 43, 72 und 86. Dieſe Beſtimmungen treten erſt in 
Kraft, wenn die Propinziallandtage gemäß Artikel 74 neu gewählt find. 

Berlin, den 30. November 1920. 


Die Preußiſche Staatsregierung. 
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Stegerwald. Severing. Lüdemann. 8 


Needigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 
Der Bezugspreis der Preußiſchen Gefekfammlung iſt vom 1. Juli 1920 ab für die zu dieſem Zeitpunkte neu hinzutretenden 
Bezieher um den Betrag der geſetzlichen Zeitungsgebühr erhöht und auf vier (4) Mark 65 Pf. feſtgeſetzt. 
Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Gefegfammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 „% und 1884 bis 1913 zu 4,60 %) ſind an die Poſtanſtatten zu richten. 


